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Europäischer Gerichtshof erleichtert Familiennachzug

Sprachtest für türkische Ehepartner verstößt gegen Assoziierungsabkommen

ahan. FRANKFURT, 10. Juli. Die Regelung, dass Ehegatten von türkischen Staatsbürgern einen Nachweis über einfache Sprachkenntnisse erbringen müssen, um ein Visum zum Nachzug nach Deutschland zu erhalten, verstößt gegen europäisches Recht. Das hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) in einem am Donnerstag veröffentlichten Urteil entschieden. Die seit 2007 geltende deutsche Regelung sei mit einem Assoziierungsabkommen unvereinbar, das die Europäische Union Anfang der siebziger Jahre mit der Türkei geschlossen hat. 

Die Frau eines in Deutschland lebenden Türken hatte vor dem Verwaltungsgericht Berlin geklagt, weil ihr die deutsche Botschaft in Ankara wiederholt ein Visum mit dem Hinweis verweigert hatte, dass sie nicht über die erforderlichen Sprachkenntnisse verfüge. Das Verwaltungsgericht legte dem EuGH die Frage vor, ob diese Anforderung mit dem Assoziierungsabkommen vereinbar ist. 

Der EuGH hat nun entschieden, dass die Regelung gegen eine Klausel aus dem Abkommen verstößt, welches die Einführung neuer Beschränkungen für die Niederlassungsfreiheit verbietet. Der Mann der Klägerin leitet in Deutschland eine GmbH, deren Hauptgesellschafter er ist. Für ihn gelten die Regeln zur Niederlassungsfreiheit. Die Familienzusammenführung sei „ein unerlässliches Mittel zur Ermöglichung des Familienlebens“, entschieden die Richter, sie sei wichtig für die Entscheidung, sich in einem anderen Land niederzulassen. 

Deutschland hatte das Spracherfordernis vor allem mit der Bekämpfung von Zwangsverheiratungen und der Förderung der Integration begründet. Beide Gründe können nach Ansicht der Richter Gründe sein, die eine Ausnahme erlauben; besondere Umstände müssten aber im Einzelfall berücksichtigt werden können. Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesinnenministerium Günter Krings (CDU) sagte, der EuGH habe die Regelung nicht grundsätzlich in Frage gestellt, sondern Einschränkungen gemacht, „deren Auswirkungen wir jetzt sorgfältig prüfen“. Die Integrationsbeauftragte der Bundesregierung, Aydan Özoguz (SPD), sagte, für die Integration werde „der Wegfall des Zwangstests keine negative Auswirkung haben“. (Kommentar Seite 8.)
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Test für Deutschland

Von Reinhard Müller

Hier sieht man es wieder einmal: Im Grunde ist die Türkei längst Mitglied der EU. Der Europäische Gerichtshof hat jetzt den Sprachtest, den Deutschland seit 2007 von nachzugswilligen Ehepartnern verlangt, für rechtswidrig erklärt – und zwar wegen einer Klausel aus den siebziger Jahren. Damals war die Lage freilich eine ganz andere; heute gibt es gute Gründe für diesen Test. Er dient der Integration und soll die Einwanderung nach Deutschland, soweit sie auf Scheinehen und Zwangsverheiratungen beruht, erschweren. Nun kann man sicher jeden Einzelfall prüfen, da haben die Luxemburger Richter recht. Das Recht auf familiäres Zusammenleben ist keinesfalls geringzuschätzen. 

Das gilt auch für den Sprachtest. Überhöhen sollte man ihn aber auch nicht. Wer ohnehin seine Abschaffung fordert, hat in einem Punkt recht: Auch der Nachweis bestimmter sprachlicher Fertigkeiten gibt kein abschließendes Urteil über den Integrationswillen ab. Er setzt aber eine formale Hürde. In jedem Fall ist es ein legitimes Ziel deutscher und europäischer Politik, den unkontrollierten Zuzug von vermeintlichen Familienangehörigen zu stoppen. 

Der deutsche Gesetzgeber ist jetzt aufgefordert, das klarzustellen. Soweit er kann. Denn deutlich wird einmal mehr: Viele Entscheidungen sind getroffen, auch die deutsche Staatsangehörigkeit wird gern verteilt. Die lustvoll geführte Debatte über einen förmlichen EU-Beitritt der Türkei vernebelt nur, dass dieses Land längst mehr als einen Fuß vor allem in Deutschland hat. Das war der schon vor Jahrzehnten in Verträge gefasste Wille der deutschen Politik – heute müssen wir die Folgen ausbaden. Es sollte aber nicht zuletzt im Interesse der hier wahrhaft integrierten Türken liegen, nicht jeden ins Land zu lassen. Freizügigkeit setzt eben ein Mindestmaß an Gemeinsamkeiten voraus. Hier war schon die EU-Osterweiterung zu großzügig. Es ist leicht, Rechtsvorschriften zu übernehmen oder anzupassen. Schwerer ist es, sie zu leben. Es ist einfach, auf Tests hin zu lernen. Schwerer ist es zu begreifen, worum es wirklich geht. Das Luxemburger Urteil ist nicht zuletzt ein Test für Deutschland.

